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Wir sind für Direkte Demokratie





Wir sind für Direkte Demokratie





Wir sind auch für die Volksabstimmung über Beschlüsse der Landesregierung


- nur über Projekte, die mehr als 52 Mio. kosten und mit einer Regelung, die mit einer doppelten Unterschriftensammlung eine Entscheidung lange hinausschiebt und keine Aufschiebung der Umsetzung des Beschlusses vorsieht - 








Wir sind grundsätzlich für ein Kontrollrecht der Bürger gegenüber Entscheidungen der pol. Vertretung


- mit dem bestätigenden/ablehnenden Re�ferendum über alle Beschlüsse von allge�meinem Interesse und bevor ein Gesetz oder ein Beschluss in Kraft tritt. Dies nach den selben Regeln, wie sie das Autono�miestatut zur Kontrolle über den Erlass der wichtigsten Gesetze (mit denen die Demokratie geregelt wird) vorsieht (ohne Quorum, 7.500 Unterschriften in drei/eineinhalb Monaten).





Es soll nicht über jede Kleinigkeit abgestimmt werden


- deshalb sind für eine Volksabstimmung 38.000 Unterschriften in 2 Monaten zu sammeln


Bisher für Volksabstimmungen gesammelten Unterschriften:


-	15.000 für Einschränkung des Zweitwohnungsbaus und für Bevorzugung der Einheimischen bei der Sozialwohnungsvergabe


-	19.000 gegen Privatisierung des Wassers und gegen Atomenergie


-	26.000 für das bessere Gesetz zur Direkten Demokratie (nach zehnjähriger Vorarbeit und unterstützt von über 40 Organisationen)


-	28.000 gegen Flugplatzausbau





Mit den Instrumenten Direkter Demo�kratie müssen sich jene mit ihren Lösungsvorschlägen an die Gesellschaft wenden können, die Probleme mit Ihrer spezifischen Kompetenz besonders wahrnehmen 


- deshalb muss eine Volksabstimmung auch von nicht landesweit organisierten Promotoren erwirkt werden können. �- Ein Vorschlag von Promotoren soll mit 10.000 Unterschriften in  6 Monaten und ein verabschiedetes Gesetz mit 7.500 in 3 Monaten (ein Beschluss der Landesregierung innerhalb 45 Tagen)  einer Volksabstimmung unterworfen werden können.





Es gibt keinen direkten Weg zur Volksabstimmung, sondern die politische Vertretung soll immer zuerst mit einem Antrag angeregt werden, auf einen Vorschlag einzugehen


- deshalb ist vor der Sammlung der Unterschriften für eine Volksabstimmung verpflichtend eine erste Sammlung mit niederer Hürde vorgeschaltet.





Die politische Vertretung soll angehalten sein, vorweg für ihre Vorhaben einen Konsens in der Gesellschaft zu finden


- deshalb sind die Mitbestimmungsrechte so zu regeln, dass die politische Vertretung auch wirklich damit rechnen muss, dass die Bevölkerung bei fragwürdigen Entscheidungen ihren Willen zur Geltung bringt.


- die pol. Vertretung kann im Falle einer Initiative den Vorschlag annehmen oder abgeändert oder anderslautend zusammen mit dem Vorschlag der Initiative zur Volksabstimmung bringen.





Die Bürgerinnen und Bürger sollen sachlich über den Gegenstand der Volksabstimmung informiert werden


- deshalb ist ein amtliches Abstimmungs�heft vorgesehen, das allen Abstimmungs�berechtigten vor der Volksabstimmung zugesandt wird. Es wird vom zuständigen Landesamt (das gegenüber der Landes�regierung weisungsgebunden ist) erstellt.





Die Bürgerinnen und Bürger sollen sachlich über den Gegenstand der Volksabstimmung informiert werden


- deshalb ist ein amtliches Abstimmungs�heft vorgesehen, für das aber nicht ein weisungsgebundenes Landesamt, sondern die unabhängige Zulassungskommission (Landtagspräsident/in, Volksanwalt und mit Promotoren vereinbarte dritte Person) redaktionell verantwortlich ist.





Wir sind für Direkte Demokratie,� �aber die Regeln dafür und damit festlegen, wie Direkte Demokratie funktionieren soll, darf nur der Landtag.





Wir sind für Direkte Demokratie,��deshalb soll sie nach dem Willen der Bürgerinnen und Bürger gestaltet sein und diese folglich das Recht haben, ihre Regeln auch selbst zu bestimmen.





Wir sind für den Schutz der Sprachgruppen! �Über Vorschläge, die eine Sprachgruppe im Landtag mehrheitlich als ethnisch sensibel definiert, kann nicht abgestimmt werden.





Wir sind für den Schutz der Sprachgruppen!�Für Vorschläge, die eine Sprachgruppe im Landtag mehrheitlich als ethnisch sensibel definiert, braucht es zusätzlich zur Mehrheit der Stimmberechtigten, auch eine Mehrheit innerhalb der betroffenen Sprachgruppe.





Um die Unterschriftensammlung nicht unnötig bürokratisch zu erschweren, sollen alle wahlberechtigten Bürgerin�nen und Bürger sich vom Bürgermei�ster mit der Beglaubigung der Unter�schriften in der eigenen Gemeinde beauftragen lassen können.





Damit die Unterschriftenhürde nicht zu hoch ist, wollen wir die Online-Unter�schrift mit Bürgerkarte möglich machen


- allerdings ist noch nicht geklärt, ob das rechtlich möglich ist


-	bisher hat nur die Hälfte der Bevölkerung  Zugang zum Internet und nur ein Drittel macht ständigen Gebrauch davon


- die Frage stellt sich, wie die Bürgerinnen und Bürger die Information erhalten, um veranlasst zu sein, im Internet zu unterschreiben





Eine Volksabstimmung findet nur statt, wenn die Richterkommission festge�stellt hat, dass der Landtag oder die Landesregierung mit dem gefassten Beschluss nicht dem Grundanliegen der Bürgerinitiative entsprochen hat.








Mindestens zehn Gemeinderatsver�sammlungen (die nicht weniger als 10% der Bevölkerung vertreten) können mit Mehr�heits�beschluss eine Volksabstimmung erwirken.





Mit einer 2/3 Mehrheit kann der Rat der Gemeinden eine Volksabstimmung erwirken.


Der Rat der Gemeinden besteht aus den Bürgermeistern. Über eine Volksabstim�mung würden also Exekutivorgane und nicht die direkte Volksvertretung entscheiden.





Eine Volksabstimmung findet nur dann nicht statt, wenn das Promotoren�komitee feststellt, dass ihrem Anliegen entsprochen worden ist.








Der Teufel steckt im Detail


oder


Was hinter den schönen Bekundungen steckt





Wir sind für Direkte Demokratie und wir wissen, wovon wir reden, weil wir sie seit fünfzehn Jahren nach Regeln praktizieren, die von oben so vorgegeben sind, dass sie nicht wirksam wird.





Wir sind für Direkte Demokratie und wir wissen, wovon wir reden, weil wir eine Erfahrung, wie bei der Volksabstimmung 2009, nicht noch einmal machen wollen.





... und der Teufel steckt in dem, wovon man gar nichts weiß �und woran man gar nicht denkt!





Zum Beispiel von Garantieklauseln, wie zum Beispiel


die Ermöglichung von Werbung im gleichen Ausmaß wie die von öffentlicher Stelle finanzierte = Fairnessregel,


die Veröffentlichung von Ausmaß und Herkunft von Werbegeldern = Transparenzregel,


die juridische Beratung für Promotoren durch das Rechtsamt in dem Ausmaß, in dem Landtagsabgeordnete davon Gebrauch machen können,


die gleichberechtigte Berichterstattung gemäß par conditio-Regelung einschließlich das Verbot für Institutionen, unmittelbar vor der Volksabstimmung die öffentliche Meinung zu beeinflussen,





die ein Gesetz zur Direkten Demokratie beinhalten sollte und 


zusätzliche Instrumente und Feineinstellungen, deren Nützlichkeit erst deutlich wird, �wenn sich der konkrete Bedarf zeigt, wie für


ein Petitionsrecht, 


die Abstimmung auf Bezirksebene,


die Volksbefragung mit Auswahlmöglichkeit.





Das alles fehlt im Vorschlag der SVP.





Das alles und mehr soll Direkte Demokratie zufriedenstellend wirksam werden lassen. 








